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KURZFASSUNG 

Prüfungsziel 

Rechtliche 

Grundlagen 

Bund 201 5/8 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 

Medientransparenz in der BIG 

Oie Angelegenheiten der Medientransparenz waren in der BIG orga­
nisatorisch implementiert. Oie IT -Systeme waren geeignet. die Voll­
ständigkeit und Richtigkeit der Bekanntgaben der BIG und ihrer 

Tochtergesellschaften an die KommAuslria zu gewährleisten. Dies 

führte im überprüften Zeitraum (Juli 201 2 bis September 201 4) 
zu vollständigen und richtigen Quartalsmeldungen an die Komm­

Austria. Bemerkenswert war der verhältnismäßig hohe Anteil der 
nicht ZU meldenden Bagatellberräge an den Gesamtausgaben sowie 

der hohe Anteil der aufgrund der Bagatellgrenze nicht zu mei­

denden Werbeaufträge und Medienkooperationen. Darüber hinau 
kam es zu Verstößen gegen die Kennzeichnungspflicht und gegen 

das Kopfverbot. 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung 

- der Vollständigkeit und Richtigkeit der Meldungen betreffend 

Medienkooperationen und Werbeaufträge sowie Förderungen an 
Medieninhaber. 

- der Erfüllung der Meldepflichten. 

- der Einhaltung der inhaltlichen Anforderungen des Medientrans­
parenzgesetzes sowie 

- allralliger Probleme bei der Anwendung des Medientransparenz­
gesetze . (TZ I) 

Das Medientransparenzgesetz trat am I. Juli 201 2 in Kraft. E dient 

der Förderung der Transparenz bei Medienkooperationen und Wer­
beaufträgen sowie bei Förderungen an Medieninhaber eines perio­

dischen Mediums durch die öffentliche Hand. Gemäß § 2 Medien­

transparenzgesetz sind sämtliche in einem Quartal erteilten Aufträge 
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über entgeltliche Veröffentlichungen i n  einem periodischen Medium 

bekanntzugeben, wenn der Betrag über 5.000 EUR (Bagatellgrenze) 

liegt. (TZ 2) 

Gemäß § 4 MedientransparenzgeselZ sind für gewährte Förde­
rungen an Medieninhaber eines periodischen Mediums pro Quar­
tal der Name des Förderungsempfangers und gesamtbetraglich die 

Höhe der Förderung bekannlZugeben. Auch hier gilt die Bagatell­

grenze von 5.000 EUR. (TZ 2) 

Meldepflichtig an die KommAustria sind alle Rechtsträger. die der 

Kontrolle des RH unterliegen. Zu den 5.736 meldepflichtigen Recht -

trägern zählen demnach u.a. die Bundesministerien, die Landes­
verwaltungen. Gemeinden mit mindestens 10.000 Einwohnern, 

Gemeindeverbände und Unternehmen, an denen der Bund, die 
Bundesländer oder Gemeinden mit m indesten 50 Prozent beteiligt 
sind bzw. von diesen Gebietskörperschaften i m  Sinne des Art. 1 26b 

Abs. 2 B-VG beherrscht werden sowie die der RH-Kontrolle unter­

liegenden Stiftungen, Fonds und AnstaHen. (TZ 2) 

Die BIG und die ARE unterliegen der RH-Kontrolle sowie der Mel­
depflicht nach dem Medientransparenzrecht. (TZ 2) 

Inhaltliche Vorgaben sind in § 3a MedientransparenzgeselZ und in  

den Verordnungen der Bundes- und Landesregierungen geregelt. 
Aufgrund der gewählten gesetzlichen Konstruktion zur Förderung 
der Transparenz bei Medienkooperationen sowie bei der Erteilung 

von Werbeaufträgen und Förderungen an Medieninhaber eines perio­
dischen Druckwerks oder eines periodischen elektronischen Medi­
ums waren ein BundesverfassungsgeselZ, ein BundesgeselZ sowie 
zehn Richtlinien erforderlich. (TZ 3, 8) 

Die BIG ist - ander aI ihre Tochtergesellschaft ARE, die ausschließ­

lich marktwirt chaftlich agiert - im lmmobilienverwaltungsbereich 
des Bundes tätig und erbringt .weit überwiegend Verwaltungsleis­

tungen" für den Bund. Daher unterliegen nur die Werbemaßnah­
men der BIG und nicht auch jene der ARE allen inhalllichen Anfor­

derungen des Medientransparenzrechts. (TZ 3) 

Organisation der Meldeabläufe 

Die Angelegenheiten der Medientransparenz waren in der BIG orga­
nisatorisch implementiert. Die beschafTungstechnischen fT -Systeme 

waren geeignet, die Vollständigkeit und Richtigkeit der Bekanntga-

Bund 201 5/8 
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Inhaltliche 

Anforderungen an 

Werbeaufträge 

und Medienko­
operationen 

8und 2015/8 

Medientransparenz in der BIG 

ben der BIG und ihrer Tochtergesellschaften an die KommAuslria 
zu gewährleisten. (TZ 4) 

Rechtzeitigkeit und Vollständigkeit der Meldungen 

Im überprüften Zeitraum (Juli 201 2 bis September 20(4) verein­

barte die BIG GesmbH 1 47 Werbeaufträge und Medienkooperati­
onen in Nettogesamthöhe von 263.241 ,40 EUR, die ARE 73 Wer­
beaufträge und Medienkooperationen in Nettogesamthöhe von 

266.01 6,99 EUR. Davon unterlagen bei der BIG 1 8  (Nettogesamt­
betrag: 1 37.022,90 EUR) und bei der ARE 31 (Nettogesamtbetrag: 
1 83.365,0\ EUR) Werbeaufträge und Medienkooperationen der Mel­
depflicht nach dem Medientransparenzgesetz. Die Bekanntgabe die­
ser Werbemaßnahmen erfolgte zusammengefasst in zwölf Medien­

meldungen der BIG und 1 7  Medienmeldungen der ARE rechtzeitig 
an die KommAustria. Die Bekanntgaben der übrigen Konzemge ell­
schaften erfolgten ebenfalls rechtzeitig und enlhielten ausschließ­

lich Leermeldungen. Im überprüften Zeitraum waren aUe Quartals­
meldungen der BIG und der ARE vollständig. (TZ 5) 

Vollständigkeit der Dokumentation 

Alle den Quartalsmeldungen des überprüften Zeitraums zugrunde 

liegenden Werbemaßnahmen und Medienkooperationen waren voll­
ständig dokumentiert. (TZ 6) 

Richtigkeit der Meldungen 

Im überprüften Zeitraum gaben die BIG und die ARE betraglich, 
sachlich und zeitlich richtige Quartalsmeldungen bekannt. (TZ 7) 

Unterscheidbarkeit - Kennzeichnungspfticht 

Die BIG hielt im überprüften ZeitTaum die medien transparenz­
rechtlichen Bestimmungen betreffend die vertragliche Kennzeich­
nungspflicht entgeltJjcher Veröffentlichungen in keinem der - zu 
zwölf Medienmeldungen an die KommAustria zusammengefassten -

147  Werbeaufträge bzw. Medienkooperalionen des überprüften Zeit­
raums ein. (TZ 9) 
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Zwei entgeltliche Einschaltungen in  audiovisuellen Medien wiesen 
keine Kennzeichnung auf; zehn entgeilliche Ein chaltungen in den 

Print- und Dnline-Medien verstießen gegen die Kennzeichnungs­
pflicht. (TZ 9) 

Sachinformation 

Alle gemeldeten Werbemaßnahmen der BIG im überprüften Zeit­

raum enthielten ausschließlich Sachinformation. (TZ 10) 

Kopfverbot 

Dieses Verbot gilt ausnahm 10 für alle öffentliche Unternehmen, 

die der Kontrolle des RH unterliegen. Daher unterliegen sowohl die 

BIG als auch die ARE dem Hinweis- bzw. Kopfverbot. Die BIG ver­
stieß mi t  drei, die ARE mit  einer entgeltlichen Veröffentlichung 

gegen das Kopfverbot. (TZ 1 1 )  

Bagatellgrenze 

Der durchschnitt l iche Anteil der nach dem Medientransparenzge­
setz nicht zu meldenden Bagatellbeträge bei Werbeaufträgen an den 

Gesamtausgaben in den überprüften neun Quartalen betrug bei der 
BIG rd. 48 %, das sind rd. 1 26.000 EUR und in den überprüften 
sieben Quartalen bei der ARE rd. 31 %, das sind rd. 83.000 EUR. 
Demnach betrug der Anteil der Bagatellbeträge in Gesamthöhe von 
rd. 209.000 EUR an den Gesamtau gaben der BIG und der ARE 
nach dem Medientransparenzgesetz in Höhe von rd. 529.000 EUR 

des BlG-Konzerns im überprüften Zeitraum 39,5 %. Auffällig war 
in  diesem Zusammenhang, dass 1 7 1 von insgesamt 220 Werbe­
auft rägen der BIG und der ARE, das sind rd. 78 % der Werbeauf­

träge, unter der Bagatellgrenze lagen. I n  Hinblick auf das Ziel des 
Gesetzes, Transparenz über die tatsächlich geleisteten Entgelte für 
Werbeaufträge zu ermöglichen, wies der RH auf den verhältnis­
mäßig hohen Anteil der nicht zu meldenden Bagatellbeträge an 

den Gesamtausgaben sowie auf den hohen Anteil der aufgrund der 

Bagatellgrenze nicht zu meldenden Werbeaufträge und Medienko­
operationen hin. [TZ 1 2) 

Bund 2015/B 

III-179 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original)10 von 44

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Kurzfassung 

Bund 20 15/8 

Medientransparenz in der B IG 

Beilagen und Sondertitel 

Die BIG war Herausgeber des in einer Aunage von 1 6.000 Stück 
niebt-periodisch ersebeinenden Printmediums BIG Business, das in 

einigen Ausgaben zahlreiche Hinweise auf und Abbildungen von 
Personen aus dem Kreis des Art. 1 9  B-VG enthielt. Sämtliche Aus­

gaben von BIG Business wurden gemeinsam mit dem periodischen 

Printmedium Die Presse im Rahmen einer Versandkooperation zur 
Verteilung gebraebt. (TZ 1 3) 

Im überprüften Zeitraum bezahlte die BIG dem Printmedium Die 
Presse für die Beilegung und den Versand von BIG Business einen 

Nettobetrag von insge amt rd. 39.000 EUR. Der Wortlaut des § 2 
Abs. I letzter Satz Medientransparenzgesetz bezieht ausdrück.lieb 
alle, somit aueb nicht periodiseb ersebeinende Beilagen und Son­

dertitel in die Bekanntgabepniebten des Medientransparenzgesetzes 
ein. (TZ 1 3) 

Die BIG vertrat - gestützt auf eine unverbindliche Reebtsmeinung 

der KommAustTia - die An iebt, dass § 2 Ab . 1 Z 2 Medientrans­
parenzgesetz für Aufträge über entgeltliebe Veröffentlichungen in 
periodischen Druckwerken und deren Beilagen oder Sondertiteln 

gelte. Erfasst seien von vornherein nur Aufträge eines Rechtsträgers 
a n  einen anderen Medieninhaber. Das hieße, dass Aufwendungen, 
die ein Reebtsträger für Medien hat, deren Inhaber er selbst ist, von 

vornherein niebt bekanntgegeben werden müssten, weil es dies falls 

an einem derartigen Auftrag fehle. (TZ 1 3 ) 

Die BIG meldete daher die Kosten für Beilegung und Versand von 

BIG Business niebt an die KommAustria. Die e Vorgangsweise der 
BIG eröffnet eine unbegrenzte Möglichkeit, mit Geldern, die für die 
Beilegung des BIG Business zu einer Tageszeitung geleistet werden, 

Werbungen bzw. Förderungen über ein periodisebes Medium abzu­
wickeln. So entstünde weder eine Bekanntgabepniebt, noch müssten 
die inhaltlichen Vorgaben des Medientransparenzrechts - etwa das 
Kopfverbot - eingehalten werden. (TZ 1 3) 
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Kenndaten zu Medientransparenz in der BIG 

Rechtsgrundlagen Bundesverfassungsgesetz über die Transparenz von Medienkooperationen sowie von 
Werbeaufträgen und Förderungen an Medieninhaber eines periodischen Mediums 
(BVG Medienkooperation und Medienförderung- BVG MedKF-T) BGBL I Nr. 125/2011 

Bundesgesetz über die Transparenz von Medienkooperationen sowie von Werbeauf­
trägen und Förderungen an Medieninhaber eines periodischen Mediums ( Medien­
kooperations- und -förderungs-Transparenzgesetz, MedKF-TG) BGBL I Nr. 125/2011 

Kundmachung der Bundesregierung betreffend Richtlinien über Ausgestaltung 
inhaltlicher Veröffentlichungen von Rechtsträgern des Bundes, BGBL II Nr. 222/2012 

Behnntgegebene Entgelte BundeslmmobUlen­
gesellschaft m.b.H. 

(Konzern-MuttergeseUschaft) 

ARE Austrlan Real 
Esute GmbH für Medienkooperationen und 

Werbuuftrige (gesamt In EUR)! (100 %-TochtergeseUchaft) 

3. Quartal 2012 

4. Quartal 2012 

1. Quartal 2013 

2. Quartal 2013 

3. Quartal 2013 

4. Quartal 2013 

1. Quartal 2014 

2. Quartal 2014 

3. Quartal 2014 

4. Quartal 2014 

S 

9.000.00 

11.755,00 

26.773,19 

36.368,19 

53.126,52 

27.723,11 

1M.74t,01 

k.A. 

k.A. 

129.760,092 

5.340,00 

38.264,90 

10.000,00 

52.095,00 

U54tO.OS 

DIe Prufung durch den RH umfasste den Zeitraum 3. Quartal 2012 bis 3. QuartaL 2014. Im uberpruften ZeItraum erfolgten 
fur nach dem Medientransparenzgesetz bekanntzugebende Forderungen durchwegs leer meldungen. 

1 Die Bekanntgabe fur das 1. Quartal20t3 wird in der Veröffentlichung der KommAustria für dIe - mit 1.1.2013 in dIe ARE 

Austrian Real Estate GmbH umgegründete - KARREE St. Man: GmbH geführt. 

Rundungsdifferenzen möglich 

QueUen: RH; KommAustria 

Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

308 

1 (I) Der RH überprüfte im Jänner 2015 die Umsetzung des Medienko­

operations- und -fOrderungs-TransparenzgeselZes (Medientran pa­
renzgeselZ) in der Bundesimmobiliengesellschart m.b.H. (im Folgenden: 
BIG) und in der ARE Austrian Real Est3te GmbH (im Folgenden: ARE). 

Im überprüften Zeitraum von Juli 2012 bis September 201 4 (3. Quar­

tal 2012 bis einschließlich 3. Quanal 2014) erstatteten die BIG und die 

ARE Betrags- und Leermeldungen. die übrigen Konzemgesell char-

Bund 201 5/8 
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Prüfungsablauf und -gegenstand Medientransparenz in der BIG 

Bund 2015/8 

ten I beauftragten keine Werbernaßnahmen, und erstalleten daher aus­

schließlich Leermeldungen an die KommAustria. 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beuneilung 

- der Vollständigkeit und Richtigkeit der Meldungen betrefTend Medi­
enkooperationen und Werbeaufträge sowie Förderungen an Medi­

eninhaber, 

- der Erfüllung der MeidepOichten. 

- der Einhahung der inhaltl ichen Anforderungen des Medientrans­
parenzgeselzes sowie 

- allfalliger Probleme bei der Anwendung des Medientransparenzge­

selZes. 

(2) Die Überprüfung umfasste den Zeitraum von Juli 201 2  bis Septem­
ber 2014 (J. Quanal 201 2 bis einschließl ich J. Quanal 2014). 

Die im Bericht angeruhnen Namen von Medien bzw. Medieninhabem 

wurden nicht anonymisien. weil diese Daten aufgrund der von der 
KommAustria bereits veröfTentlichten Quanalsmeldungen des RechlS­
trägers öfTentlich sind. 

(J) Das MedientransparenzgeseLZ übenrug dem RH gemäß § lAbs. J 
des am I. Jänner 2012 in Kraft getretenen Bundesverfassungsgesetzes 

über die Transparenz von Medienkooperationen und Werbeaufträgen 
sowie Förderungen an Medieninhaber eine periodi chen Mediums 
(BVG Medienkooperalion und MedienfOrderung - BVG MedKF-n eine 

Sonderaufgabe. Der RH hat nach dieser Bestimmung eine halbjährlich 

zu aktualisierende Liste der ihm bekannten. seiner Kontrolle unter­
l iegenden Rechtsträger samt den rur die Erfassung der Rechtsträger 
erforderlichen Daten (Namen, Adressen, venretungsbefugte Organe) in 
elektronischer Form der KommAustria zu übermilleln. 

Damit zusammenhängend ergaben sich rur den RH aber auch neue 
PrüfungsverpOichtungen in Hinblick auf die Vollständigkeit und Rich­

tigkeit der Meldungen zu Medienkooperationen und Werbeaufträgen 

I BtG Bct<ihgung:. GmbH. CAMPUS WU GmbH. BtG Asp<mcr Ftugfcld Süd Holding 

GmbH. Inrrldga5� 25 Forxhungs- und Wis�nschaftsg('bäudr: Bautragtr GmbH. leT 

T«hnologirpark. Errichtungs- und Vtrwr:nungsgmbll. Muthgasst 18 li�r:n.schafts­

Vrrwtnungs GmbH. Wohngantn $(nstnga� Baulrägtr GmbH. SIVBEG - Sucur:­

gischt: Immobilien Vcrwtnungs-. Ikratungs- und EnlwickJungs-Grsdlschaft m.b.H .• 

ARE Austria Real Estalr: [)nIt'lopmrnt GmbH. ARE Holding GmbH. ARE 8t'tt'lhgungr:n 

GmbH und AnZtngru�rga5st Errichtungs- und Verwr:nungs Gmbll 
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Rechtliche 

Grundlagen 

310 

sowie zu Förderungen an Medieninhaber. Der RH führt daher Geba­

rungsüberprüfungen über die Implementierung und Anwendung des 
Medientransparenzge elzes bei den seiner Prüfungszuständigkeit unter­

worfenen Rechtsträgern durch. 

(4) Zu dem im März 201 5  übermittelten Prüfungsergebnis nahm die 

BIG im April 201 5  Stellung. Das BMWFW als Eigentümer der BIG ver­
zichtete im Mai 201 5 auf eine Stellungnahme. Der RH erstattete seine 
Gegenäußerung an die BIG im Mai 201 5. 

2.1 (I) Das Medientransparenzgesetz trat mit I. Juli 201 2 in Kraft. Es soll 
der Förderung der Transparenz 

- bei Medienkooperationen und Werbeaufträgen sowie 

- bei der Vergabe von Förderungen an Medienin haber eines perio­

dischen Mediums 

dienen. 

(2) Dazu haben die der Rechnungshofkontrolle ulllerworfenen Rechts­
träger folgende Daten quartalsweise der KommAustria bekanntzuge­
ben2: 

- rur Medienkooperationen und Werbeaufrräge: 

- den Namen des periodischen Mediums und 

- die Höhe des Nettogesamtentgelts; 

- ftir Förderungen an Medieninhaber eines periodischen Mediums: 

- den Namen des Förderungsempfangers und 

- die Höhe der Förderung. 

Die Bekanntgabepnicht der Daten gilt al lerdings nur dann. wenn der 

ftir Werbeaufträge bzw. Medienkooperationen oder der ftir Förde­
rungenje Förderungsempfanger und Quartal aufgewendete Gesamtbe­
trag 5.000 EUR (Bagatell grenze) überschreitet. Wird die Bagatellgrenze 

je Quanal nicht erreicht. so hat der Rechtsträger eine Leermeldung an 
die KommAustria zu erstatten. 

2 § 1 Abs. I BVG Mtdicnkoo�ration und MedienfOrderung 

Bund 2015/B 
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Rechtliche Grundlagen 

Bund 201 5/8 

Medientransparenz in der BIG 

(3) Der Rechnungshofkontrolle unterliegen - und sind damit mel­

depnichlig nach dem Medientransparenzrecht - 5.736 RechLSlrägerJ, 
darunter die Bundesministerien, die Landesverwaltungen, die Gemein­
den mit mindestens 10.000 Einwohnern und die Gemeindeverbände. 

Darüberhinaus meldepnichtig sind die der RH-Kontrolle unterliegenden 

gesetzlichen berunichen Venretungen (Kammern), Stiftungen, Fonds 
und Anstalten sowie Unternehmen, an denen Rechtsträger, die der 
RH-Kontrolle unterliegen, mit mindestens 50 'lb beteiligt sind bzw. 

von diesen im Sinne des An. 1 26b Abs. 2 B-VG beherrscht werden. 

Die BIG und die ARE unterliegen der RH-Kontrolle �owie der Melde­

pnicht nach dem Medientransparenzrecht. 

(4) Neben der Bekanntgabepnicht der Daten fühn das Medientranspa­
renzgeselz' auch das sog. ,Hinweis- bzw. Kopfverbot' ein. Demnach 

ist es dem Bund (Bundesministerien), den Ländern, den Gemeinden 
mit über 10.000 Einwohnern, öffentlichen Unternehmen, Stiftungen, 
Fonds und Anstalten, die der Kontrolle des RH unterliegen, sowie den 

Sozialversicherungsträgern untersagt, in audiovisueller kommerzieller 

Kommunikation oder entgelllichen Veröffentlichungen auf ,oberste 

Organe' im Sinne des An. 19 B-VG hinzuweisen. ,Oberste Organe" 
sind der Bundespräsident, der Bundeskanzler, die Bundesminister, die 

Staatssekretäre und die Mitglieder der Landesregierungen. Das Ver­

bot betrifft insbesondere die persönliche Abbildung einer oder meh­

rerer der genannten AmLSträger in entgeltlichen Veröffentlichungen 
dieser Rechlsträger. 

Zum Hinweis- bzw. Kopfverbot fehlen in den Gesetzesmaterialien die 
Erläuterungen. Daher venrin die Lehres die Ansicht, dass der Rege­

lungsinhalt seinen Ursprung im RH-Bericht Reihe Bund 2003/2 ,Aus­
gewählte Werbernaßnahmen der Bundesregierung" (vgl. dazu auch 

RH-Bericht Reihe Bund 2005/ 1 3, S. 3 I f.) hat, dessen Formulierungen 

in eine EnLSchließung des Nationalrats6 vom Dezember 2009 Eingang 
fanden, so dass .in der Praxis diese Dokumente zur Interpretation des 
§ 3a Medienlransparenzgesetz herangezogen werden können."7 

) It. RechlS'räg�rlistr dts RH an dit" KommAu'slIia vom 9.2.2015 

.. § 301 Abs. 4 Mtdl('ntranspartnzg�[Z 

Ci Kogirr. Nrur Sachlichtrit. Inhaillichr Gr- und Verbote: In § )a Mrdirnt.oo�ntions 

und -fardrrungs-Transpa�nzgrst"tz. www.Jusponal.al (abgrrufrn am 5. Frbruar 201 S) 
• Entschlidlung<ks Nationalrats vom 10. Oat:mbn 2009. nIE XXN. Ge:sdZgdJungspmodC' 

1 sicht dazu Frher/Otto/SIt"indl. Mtdit"nlranspa�nzgrst"lZ (2013)2. . 53 IFußnott 152) 
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2.2 Der RH verwies darauf, dass aufgrund der gewählten gesetzlichen 
Konstruktion zur Förderung der Transparenz bei Medienkooperati­
onen sowie bei der Erteilung von Werbeaufträgen und Förderungen an 

Medieninhaber eines periodischen Druckwerks oder eines periodischen 

elektronischen Mediums ein Bundesverfa sungsgesetz, ein Bundesge­

setz sowie zehn Richtlinien erforderlich waren. 

3.1 Inhaltliche Anforderungen für Werbeaufträge und Medienkooperati­
onen sind in § 3a Abs. I Medientransparenzgesetz geregelt. Demnach 

haben die audiovisuelle Kommunikation und entgeltliche Veröffent­
lichungen ausschließlich der Deckung eines konkreten Informations­
bedürfnisses der Allgemeinheit, das in einem inhaltlichen Zusammen­

hang mit dem Wirkungsbereich des jeweiligen Rechtsträgers steht, zu 
dienen. Darunter fallen insbesondere Informationen zur Rechtslage 

sowie Handlungs- oder Verhaltensempfehlungen und Sachinformati­
onen. Unzulässig sind entgeltliche Veröffentlichungen, die keinen kon­

kreten Bezug zur Deckung eines Informationsbedürfnisses aufweisen 
und ausschließlich oder teilweise lediglich der Vermarktung der Tätig­
keit des Rechtsträgers dienen (sog. _Sachlichkeitsgebot'). 

Zur näheren Fesliegung dieser inhaltlichen Grundsätze haben nach § 3a 
Abs. 2 Medientran parenzgesetz die Bundesregierung im Einverneh­
men mit dem Hauptausschuss des Nationalrats sowie diejeweilige Lan­
desregierung Richtlinien über die inhaltliche Gestaltung audiovisueller 
kommerzieller Kommunikation und entgeltlicher Veröffentlichungen zu 
erlassen. 

Für Rechtsträger im Bereich des Bundes ist hiezu seit \. Juli 201 2  die 
,Kundmachung der Bundesregierung, BGBI. II 201 2/222, betreffend 
Richtlinien über Ausgestaltung und Inhalt entgeltlicher Veröffentli­

chungen von Rechtsträgern des Bundes' in Kraft. 

Diese Regelungen über die inhaltlichen Anforderungen an Werbeauf­
träge und Medienkooperationen gelten nach § 3a Abs. 3 Medientrans­
parenzgesetz und § I der Richtlinien des Bundes jedoch nur für jene 
der RH-Kontrolle unterliegenden Unternehmen, die weit überwiegend 

Leistungen rur die Verwaltung des Bundes, der Länder, der Gemein­
den oder Gemeindeverbände erbringen. Das heißt, dass damit nicht 

jedes privatwirtschaftlich tätige, der RH-Kontrolle unterliegende Unter­
nehmen, auch zur Einhalrung des Sachlichkeitsgebots verpflichtet ist. 

Bund 2015/8 
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Bund 2015/8 

Medientransparenz in der BIG 

Da das Medientransparenzgesetz die Wongruppe _weit überwiegend 

rur die Verwaltung erbrachte Leistungen- weder defmien noch näher 
umschreibt. venritt die Lehre8 die Auffassung. dass nur jene Unter­
nehmen erfasst sind. deren Leistungen zur Unterstützung der Aufga­

ben der Verwaltung des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde oder 

eines Gemeindeverbandes erfolgen und deren übrigen Geschäftstätig­

keit vergleichsweise geringe Bedeutung zukommt. 

Die BIG venrat in diesem Zusammenhang die Ansicht, dass die Markt­
orientierung der BIG durch das BIG-Gesetz. BGBI. Nr. 4 1 9/ 1 992 ein­
geleitet und mit dem Bundesimmobiliengesetz. BGBI. I Nr. 1 4 1 /2000. 

ausgebaut worden sei. Durch die mit der Novelle zum Bundesimmo­

biliengesetz, BGBI. I Nr. 35/201 2, erfolgte Ermächtigung der BIG zur 

Gründung einer 100 'lb-Tochtergesellschaft mit konsequenter markt­

winschaftlicher Ausrichtung9 sei diese Marktorientierung der BIG voll­
endet worden. Sowohl die BIG als auch die ARE seien als _Markt­

unternehmen- anzusehen, die sich _ohne staatl iche Auffangnetz im 

Wettbewerb bewähren- müssten. Die beiden Unternehmen seien daher 
keine Unternehmen nach § 3a Abs. 3 Medientransparenzge etz, die 
weit überwiegend Lei tungen rur die Verwaltung des Bundes erbringen. 

3.2 Der RH wies darauf hin, dass hinsichtlich der Anwendbarkeit de § 3a 

Abs. 3 Medientransparenzgesetz zwischen der BIG und der ARE zu 

unterscheiden ist. Während hinsichtlich der ARE ein auf die konse­

quente marktwinschaftliche Ausrichtung der BIG abzielender Wille 
des Gesetzgebers durch die mit BGBI. I Nr. 35/20 1 2  erfolgte Ermäch­

tigung der BIG, eine 100 'lb-Tochtergesellschaft zur ErfUl lung dieses 

Zwecks zu gründen 10, gegeben ist. fehlt eine solche klare Determinie­

rung des Gesetzgebers hinsichtlich der BIG. Wäre die klare marktwin­
schaftliche Ausrichtung bereits bei der Konstruktion der BIG evident 

gewesen, hätte es keiner gesetzl ichen Ermächtigung zur sog. _Austöch­
terung- in die ARE bedurft. 

• si�h(' dazu Frhcr/OttoJS1C'lndl. Mrdic:ntr.lnspa�nzg�t2 (201l)l, S. 5) r 

9 SithC' dazu Vorblau und Erläuu�rungC'n zu An. 34. RV 1685 d.8 XXIV.GP: �Zld .. Ist 

es. dtr BIG zu ermöglichen. marktgäinglge ImmobillC�n In cintT WC'iu�rftlhrung dC'T Aus­

gllrdcrung in Clßt C'igC'nr Tochu:rgtstll.schaft zu lransfcriutn ... .. soll durch COlOt ko�­

quent markrwiruchOifUicht Ausrichtung dC'rTochlC'Tgodlxhaft. dlf� auch im GtS<'haft:s­

g�('nsland zu vtrankcm $tin wird. lxs.scr und veßtäirkl auf diC' Anfordtrungtn des 

Marktes rt"agiC'n wcrden können. Grundsätzlich st�hl jtdoch MI du Vtrwtnung von 

nicht mthr vom Bund btn6ligttn Lltg�nsc:hantn nicht dtr Vtrkaur Im VordC'rgrund. 

sondtm dC'rtn Entwicklung und BC'W1f1schafiung zu Erzielung tlOts 15ngtrfristigtn 

h6htrt"n Enragts." 

10 § 2 Abs. 2 8undtsimmobiliC'ngnc:tz 8G81. I Nr. 141/2000 i.d.F. BGB!. I Nr. J�/2012 

(2. StabiliI5tsg�) In Kraft gttrt"ltn am 25. April 2012 
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Der RH hielt weiters fest. dass die BIG vorrangig Dienstleister für die 

Republik Ö terreich, deren Institutionen und ausgegliedenen Gesell­
schaften bei der Bewinschaftung und Verwaltung ihr gehörender lie­

genschaften ist. 11 Der in § 2 Abs. 1 Bundesimmobiliengesetz, BGB!. I 
Nr. 1 4 1 /2000, festgelegte Unternehmensgegen tand der BIG lautet auf 
.Bereitstellung von Raum für Bundeszwecke allein oder gemeinsam 

mit Drillen und zu diesem Zweck, unter besonderer Berücksichtigung 

der Bedürfnisse des Bundes, insbesondere der Erwerb, die Nutzung, 

die Verwaltung, die Vermietung und die Veräußerung von liegen­
schaften und Räumlichkeiten, die Errichtung und die Erhaltung von 

Bauten, zentrale Gebäudebewinschaftungsdienstleistungen, sowie die 
Durchführung son tiger mit dem Unternehmen gegenstand in Zusam­
menhang stehender Hilf - und Nebengeschäfte, diese jedoch unter 

Ausschluss aller den Bestimmungen des Kredirwesenge etzes unter­

liegenden Ge chäfte." 

Die BIG erbringt somit im Rahmen ihrer unternehmerischen Gestal­
tungsrechte im Sinne des § )a Abs. ) Medientransparenzgesetz weit 
überwiegend Leistungen für die Verwaltung des Bundes. Sie hat daher 

die Regelungen über die inhaltlichen Anforderungen an Werbeauf­

träge und Medienkooperationen nach § )a Ab . 1 und 2 Medientran -
parenzgesetz und § I der Richtlinien des Bundes einzuhalten (siehe 

TZ 8 bis 10). 

Die ARE hingegen wurde als Tochtergesellschaft der BIG zu dem Zweck 
gegründet, be ser und verstärkt auf die Anforderungen des Immobi­

lienmarkies reagieren zu können. Sie agien überwiegend marktwin­
schaftlich und hat die ihr von der BIG übenragenen, nicht mehr rur 
Bundeszwecke benötigten marktgängigen Immobilien zu verwenen 

bzw. langfristig im Wen zu steigern und den Anteil nicht-öfTentlicher 
Mieter sukze sive zu erhöhen. 

Die ARE erbringt im Rahmen ihrer unternehmerischen Tätigkeit somit 
nicht .weit überwiegend Leistungen rur die Verwaltung des Bundes". 

Die von ihr beauftragten Werbemaßnahmen unterliegen daher nach 
§ )a Abs. ) Medientransparenzgesetz nicht den inhaltl ichen Anforde­

rungen an Werbeaufträge und Medienkooperationen gemäß § )a Abs. I 
Medientransparenzgesetz und der Richtlinien des Bundes (siehe TZ 8). 

11 Qu<II<: lIom<pag< d<r BIG (Rubrik: UBER UNS). Abrur durch d<n RII .m 21.1.2015 
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Medientransparenz in der BIG 

Erfüllung der Meldepflichten gemäß Medientransparenzgesetz 

Organisation der 

Meldeabläufe 

Bund 2 0 1 5/8 

4.1 Die Wahrung der Bestimmungen des Medientransparenzgesetzes fällt 

in die Zuständigkeit der Rechtsabteilung der BIG. Sie informiene jene 
Abteilungen der BIG. die Werbemaßnahmen beauftragten. bereits im 
Vorfeld des lnkrafttretens des Medientransparenzgesetzes. Die Rechts­

abteilung unterstützte diese Abteilungen in allen Rechtsfragen bei der 

Planung und Durchfiihrung der Werbemaßnahmen sowie bei der Kont­
rolle der Bekanntgaben an die KommAustria. 

Werbemaßnahmen der BIG und der ARE wurden von der in der BIG 

eingerichteten Abteilung Konzemkommunikation'2 und der Abtei­

lung Marketing und Unternehmensstrategiell selbstständig bzw. über 
eine extern beauftragte Mediaagentur'4 geplant und nach Prüfung der 
Anwendbarkeit des Medientransparenzrechts durchgefiihn. 

Die Erfassung aller die Planung. die Durchfiihrung und die Verrechnung 
der Werbemaßnahmen betrefTenden Prozessschritte erfolgte unter Wah­

rung des Vier-Augen-Prinzips im Wege eines lT -basienen Beschaf­

fungssystem . 

Die fiir die Meldung an die KommAustria vorgesehenen und von Mitar­

beitern der Abteilungen Konzernkommunikation sowie Marketing und 
Untemehmensstrategie im Vier-Augen-Prinzip abgestimmten Daten 
wurden vor Eingabe in die Datenschnittstelle der KommAustria von 

der Rechtsabteilung auf Vollständigkeit und Richtigkeit geprüft und 
danach von einer Mitarbeiterin der Abteilung Marketing und Untemeh­
men trategie der KommAustria bekanntgegeben (siehe Abbildung I). 

12 ZusI5ndigkrit buOglich Adv�norials. das Sind MrdlcnclOschal{Ung�n. die Werbung 

und rtdakuonellr Inhalte verbinden und so den Anschcln I:'in� redaktionellen Bei­

Ir.ilgn crw«lu:n; sie Sind alj cntgehliche Einschalrungtn zu ktnnzt'lchntn 

1) ZuständJgkclI �t�rrtnd Werbc'cJnschahungtn aur BaSIS (,lOtS MtdiaplanC'S. dt'n Cin 

�aunrag1t'r uttmtr DLcnstltisttr ab J5.nnu 2014 trstdh hatte 

14 epmtcha WC'�ag(nlur 
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ABWICKLUNG INSERATEjADVERTORIALS 

Einholung von Angeboten, Verhandlung durch Mediaagentur 
Abteilung Konzernkommunikation/Abteilung Marketing (externer Dienstleister seit 2014) 

und UnternehmensstrateQie '--
I -

I Angebote durch Medien 

-

BIG Konzern � 
T 

Abteilung 
Abteilung Marketingurld 

Konzernkommunikation 
U nlernehmensslrateg je 

Mediaplan Abwicklung 
Abstimmung Media-

Lfd. Dokumentation 
agentur, lfd. 

Dokumentation 
I -

Publikation der Schaltungen 

I Meldephase 

Verrechnung der Schaltungen 

MELDEPHASEjlKS 

- -
Mail Erinnerung Meldephase Mail Erinnerung Meldephase 

KommAustria Rechtsabteilung 

I I 
AbteiLung Konzernkommunikalion/ 

rechtliche Beratung bei - Abteilung Marketing und 
-

rechtliche Beratung bei 
Unklarkeiten/Spezialfällen durch Unternehmensstrategie Unklarkeiten/Spezialfällen durch 

Rechtsabteilung Abstimmung Meldedaten. Rechtsabteilung 

Zusammenführung. Kontrolle 
4-Auaen-PrinziD 

� ,," .... 

Abteilung Marketing und 
Unternehmensstrategie/Abteilung 

Konzernkommunikation für BIG 
und ARE 

Rechtsabteilung 
Vollständigkeitskontrolle 

aller Meldungen 
'--

leer meldungen fUr Projekt- und TOChtergesellschaften erfolgen durch Mitarbeiter (ARE Devetopment) und gesondert für die 

SIVBEG durch einen Mitarbeiter der Abteilung Rechnungswesen. 

QueUen: BIG: RH 
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Erfüllung der Meldepflichten gemäß 
Medientransparenzgesetz 

Medientransparenz in der BIG 

Rechtzeitigkeit und 

Vollständigkeit der 
Meldungen 

4.2 Der RH anerkannte sowohl die organisatorische Implementierung der 
Angelegenheiten der Medientransparenz sowie auch das Vorliegen 

beschatTungstechnischer rr -Systeme. die geeignet waren. die Vollstän­

digkeit und Richtigkeit der Bekanntgaben der BIG und ihrer Tochter­
gesellschaften an die KommAustria zu gewährleisten. 

5.1 (I) Von den 147 Werbeaufträgen und Medienkooperationen der BIG im 
überprüften Zeitraum in Nettogesamthöhe von 263.241 ,40 EUR unter­

lagen 1 8  Werbeaufträge und Medienkooperationen (Nenogesamtbe­

t rag: 1 37.022,90 EUR) der Meldepnicht nach dem Mediemransparenz­
gesetz (siehe Tabelle I). 

Tabelle 1 :  Gesamtausgaben der BIG für Werbeaufträge und Medienkooperationen nach 
Medientransparenzgesetz 

Quartal Werbnuftrilge Ges.mtausg.ben We,boauftrige Summe der In Meldungen 
gesamt nach dem über der die KommAust,ia .n die 

Medientrans- 'ag.teUg,.n .. gemeldeten KommAustrl. 
parenzgesetz Nettog.samt- nach Medium 

.ntg.lt. 

Anzahl in EUR Anzahl in EUR Anzahl 

03/2012 7 16.040,00 2 9.000,00 1 

04/2012 14 32.387,13 3 11.755,00 1 

01/2013 5 5.437,50 

02/2013 5 6.027,50 

03/2013 9 39.786,19 3 26.773,19 3 

04/2013 11 53.651,05 3 36.368,19 3 

01/2014 2 4.120,00 

02/2014 44 24.804,95 

03/2014 50 80.987,08 7 53.126,52 4 

S- 147 HJ.Z4t.40 11 137.C122.1O 12 

Quotten: BIG: RH 

(2) Von den 7 3  Werbeaufträgen und Medienkooperalionen der ARE im 
überprüften Zeilraum in  Neuoge amthöhe von 266.016,99 EUR unter-
lagen 3 1  Werbeaufträge und Medienkooperationen (Nenogesamlbe-
trag: 183 .365,01 EURj der Meldepnichl nach dem Medientransparenz-
gesetz (siehe Tabelle 2). 
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Medientransparenzgesetz 

Tabelle 2: Gesamtausgaben der ARE für Werbeaufträge und Medienkooperationen nach 

Medientransparenzgesetz 

QUlrt.1 Werbeauftrage Gesamtausgaben Werbeiufträge Summt der In Meldungen 
ges.mt 

Anzahl 

01/2013 36 

02/2013 2 

03/2013 2 

04/2013 28 

01/2014 

02/2014 1 

4 

7l 

QueUen: BIG: RH 

318 

n.ch dem über der dl. KommAustrio an dl. 
Medientrlns,· 80g.toUg •• n •• gem.ld.t.n KommAustrio 
parenzgesetz Nettog.samt- noch M.dlum 

.ntgelt. 

in EUR Anzahl in EUR Anzahl 

160.592,05 23 129.760,11 11 

2.787,50 

6.640,00 1 5 .340,00 1 

74.560,24 6 38.264,90 4 

10.000,00 1 10.000,00 1 

11.437,20 

H6.01I." U W.3I5.01 17 

(3) Die Bekanntgabe der Werbemaßnahmen der BIG erfolgte zusam­
mengefasst in zwölf. jener der ARE in 1 7  Medienmeldungen rechtzei­
tig an die KommAustria (siehe Anhang). Die Bekanntgaben der übrigen 

Konzemgesellschaften erfolgten ebenfalls rechtzeitig und enthielten 
ausschließlich Leermeldungen. 

Die restlichen 1 29 Werbeaufträge und Medienkooperationen der BIG 
(Nel1ogesamtbetrag: 1 26.21 8.50 EUR) sowie 42 Werbeauflräge und 
Medienkooperationen der ARE (Nettogesamlhetrag: 82.876.98 EUR) 
lagen unter der Bagatellgrenze und waren daher nicht zu melden (siehe 
Tabellen 3 und 4 sowie TZ 11). 

(4) In Hinblick auf die Werbeaufträge und Medienkooperationen waren 
alle Quanalsmeldungen an die KommAustria vollständig. 

S.2 Der RH anerkannte die vollständigen Quartalsmeldungen an die Komm­
Austria im überprüften Zeitraum, verwiesjedoch auf den hohen Anteil 
der aufgrund der Bagatellgrenze nicht zu meldenden Werbeaufträge 

und Medienkooperat ionen (siehe TZ 1 2). 
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Erfüllung der Meldepflichten gemäß 
Medientr�nsparenz'lesetz 

Medientransparenz in der BIG 

Vollständigkeit der 

Dokumentation 

Richtigkeit der 
Me ldungen 

6.1 Alle den Quanalsmeldungen des überprüften Zeitraums zugrunde lie­
genden Werbemaßnahmen und Medienkooperationen waren voll tän­

dig dokumentien. 

6.2 Der RH anerkannte die vollständige Mediendokumentation im über­

prüften Zeitraum. 

7.1 (I) Die BIG und die ARE hallen gemäß § 2 Medientransparenzgesetz für 
Werbeaufträge und Medienkooperationen quanalsweise die Namen der 

periodischen Medien und - unter Beachtung der Bagatellgrenze von 
5.000 EUR - die Gesamthöhe des diesen Medien zufließenden Neno­

entgelts'5 gesonden bekanntzugeben. Sie hatten überdies die Werbe­
aufträge und Medienkooperationen sachlich richtig einem periodisch 

erscheinendem Medium und sie zeitlich richtig nach ihrem Erschei­
nungsdatum zuzuordnen (siehe TZ 2). 

Diese Verpnichtungen wurden in allen Quanalen des überprüften Zeit­

raums erfüllt. 

7.2 Der RH anerkannte die betraglich. sachlich und zeitlich richtigen Quar­

talsmeldungen im überprüften Zeitraum. 

Inhaltliche Anforderungen an Werbeaufträge und Medienkooperationen 

Allgemeines 

Unterscheidbarkeit -
Kennzeichnungspflicht 

Bund 2015/8 

8 Wie unter TZ 3 dargelegt. halle die BIG - nicht jedoch die ARE - die 

Bestimmungen des § 3a Abs. I Medientransparenzgesetz und der Richt­

linien des Bundes über Ausgestaltung inhaltlicher VeröfTentlichungen 
von Recht trägem des Bundes an Werbemaßnahmen und Medienko­

operationen einzuhalten. 

9.1 Die Richtlin ien des Bunde sehen in § 2 Abs. I vor, dass _bei der Beauf­
tragung einer VeröfTentlichung der Auftragnehmer venraglich dazu 
zu verpflichten ist. eine eindeutige Kennzeichnung vorzunehmen". 

Tatsächlich war in keinem der - zu zwölf Medienmeldungen an 
die KommAustria zusammengefassten - 18 Werbeaufträge bzw. 
Medienkooperationen des überprüften Zeitraums in Gesamthöhe von 
1 37.022,90 EUR eine deranige venragliche Verpflichtung dokumen­

tien. 

1\ d,h. ohnf' Rabanr. Skonti. WtJ'b(oabgab<.-. MrhrwrnstnJtT und allfälligt VtrmmJungs­

provisiontn 
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Werbeaufträge und Medienkooperationen 

Sachinformation 

320 

Im überprüften Zeitraum wies eine entgeltliche Einschaltung der BIG 

in audiovisuellen Medien keine Kennzeichnung auf; bei entgeltlichen 

Einschaltungen der BIG in den Print- und Dnline-Medien verstie­
ßen insgesamt zehn Werbeaufträge gegen die KennzeichnungspOicht. 

9.2 Der RH kritisiene. das die BIG die venragliche KennzeichnungspOicht 
entgeltlicher VeröfTentlichungen nach dem Medientran parenzgesetz 

bei elf Werbeaufträgen bzw. Medienkooperationen des überprüften 
Zeitraums nicht einhielt. 

Der RH empfahl daher der BIG. künftig die venragliche Kennzeich­
nungsverpOichtung nach § 2 der Richtlinien des Bundes bei Werbeauf­

trägen und Medienkooperationen nachweislich zu erfüllen und in be­

sondere auf die Einhalrung die er VerpOichtung bei allen beauftragten 
Medien zu achten. 

9.3 Die BIG fohrte in jlrrer Stellungnahme aus. dass die §§ Ja Ab . 1 
und 2 Medientransparenzgesetz als G rundlage for die Richtlinien des 

Bu ndes for die BIG keine A n wendung fänden. weil sie als Marktun­

tenrehmen im ständigen Wettbewerb mit anderen Immobilienunterneh ­

men stehe. Im Sinne einer verja sungsko.ljormen IlIIerpretation des 

§ Ja Medientransparenzgesetz könne es der BIG IIidll verboteIl wer­

den. for ih re Produkte und Dienstleistungen zu werbe,1. Deli/lOch werde 

der Empfehlung des RH zur vertraglichen Kennzeidlllullgsverpjlich­

tung in Zukunft nachgekommell. 

9.4 Der RH entgegnCle. dass die BIG künftig nicht nur die venragliche 
Kennzeichnungsverpnichrung nach § 2 der Richtlinien des Bundes 

bei Werbeaufträgen und Medienkooperationen nachweislich zu erful­
len habe. sondern - angesichts der aufgezeigten Verstöße gegen diese 
vertragliche POicht zur eindeutigen Kennzeichnung von Werbernaß­

nahmen - auch auf die Einhaltung derselben bei allen beauftragten 

Medien achten sollte. 

10.1 In § Ja Abs. I MedientransparenzgesClz ist geregelt. dass audiovisu­
elle Kommunikation und entgeltliche VeröfTentlichungcn ausschließ­
lich der Deckung eines konkreten Informationsbedürfnisses der Allge­
meinheit zu dienen haben. das in einem inhaltlichen Zusammenhang 

mit dem Wirkungsbereich desjeweiligen Rechtsträgers steht. Darunter 
fallen insbesondere Informationen zur Rechtslage sowie Handlungs­

oder Verhaltensempfehlungen und Sachinformationen. Audiovisuelle 
Kommunikation oder entgeltliche VeröfTentlichungen. die keinen kon­
kreten Bezug zur Deckung eines Informationsbedürfnisses aufweisen 

und aus chließlich oder teilweise lediglich der Vermarktung der Tätig-
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keit des Rechtsträgers dienen. sind unzulässig (sog. Sachlichkeitsge­

bot). Zur näheren Festlegung dieser Grundsätze erließ der Bund Richt­

linien (siehe dazu TZ 2). 

Gemäß diesen Vorgaben nahmen alle Werbemaßnahmen der BIG kon­
kreten Bezug zur Deckung eines Informationsbedürfnisses der Allge­

meinheit und enthielten ausschließlich Sachinformation. 

10.2 Der RH anerkannte die Einhaltung des Sachlichkeitsgebotes bei allen 
Werbeaufträgen der BIG. 

11.1 Nach § 3a Abs. 4 Medientransparenzgesetz ist es öffentlichen Unter­

nehmen untersagt, in audiovisueller kommerzieller Kommunikation 
oder entgeltlichen Veröffentlichungen auf oberste Organe im Sinne 
von An. 19 B-VG hinzuweisen (sog. Hinweis- bzw. Kopfverbot). Die­

ses Verbot gilt ausnahmslos rur alle öffentliche Unternehmen. die der 

Kontrolle des RH unterliegen. Daher unterliegen sowohl die BIG als 
auch die ARE dem Hinweis- bzw. Kopfverbol. 

In folgenden Beiträgen verstießen die BIG bzw. die ARE gegen diese 
Vorgabe: 

- im 4. Quanal 201 2 ein Werbeauftrag der BIG an den privaten 1V­

Sender schau1V zum Thema Eröffnung des Gymnasiums Neusiedl 
am See [Produklionskoslenzuschuss; Netlobetrag: 1 .500 EUR) durch 

die Abbildung der und ein Interview mit der Bundesministerin rur 

Unterricht. Kunst und Kultur. Claudia Schmied; 

- im I .  Quanal 201 3  ein Werbeauftrag der ARE an den privaten 1V­

Sender Steiermark I zum Thema Eröffnung des sanienen Bezirks­
gerichts und Finanzamts Bruck an der Mur (Produktion kosten­

zuschuss; Nenobetrag: 1 .200 EUR) durch die Abbildung der und 

I nterviews mit der Bundesministerin rur Justiz. Beatrix Karl. und 
der Bundesministerin rur Finanzen. Maria Fekter; 

- im 3. Quanal 201 3  durch zwei Werbeaufträge (Advenorials) der BIG 
in den Printmedien Immobilien Magazin (Netlobetrag: 6.000 EUR) 

und im Salzburger Fenster (Nellobetrag: 3.500 EUR) dadurch gegen 
das Kopfverbot als im ersten Werbeauftrag der Bundesminister rur 
Winschaft. Familie und Jugend. Reinhold Mitterlehner. und der Bun­

desminister rur Wissenschaft und Forschung, Karlheinz Töchterle, 

sowie im zweiten Werbeauftrag der Bundesminister rur Winschaft. 
Familie und Jugend. Reinhold Millerlehner, abgebildet waren. 
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1 1.2 Der RH kritisierte die im Rahmen von vier entgeltlichen Veröffent­
lichungen erfolgten Verstöße gegen das Kopfverbot. Er empfahl der 
BIG und der ARE, bei künftigen Werbemaßnahmen das Kopfverbot zu 

beachten. 

11.3 Die BIG wies in ihrer Stellungnahme daraufhin, dass - bei einer histo­

rischen und teleologischen Auslegung des § Ja Abs. 4 Medientranspa­

renzgesetz - mit den vier enTge/tliellen VeröffellTliellullgen lIicht gegen 

diese BesTimmullg verstoßeIl wordell sei. Normzweck der BesTimmullg 

sei es, zu verhindenr, dass VOll Bund und Lände", beherrschte Rechts­

träger politische Imagewerbung fur oberste Organe bezahlen. Bei der 

(Video-)Dokumematioll der eige", .. n ullternehmerisellell Leistung von 

BIG und ARE habe es sich gerade lIicht um die Darstellullg VOll Leis­

tungell der öffenTlichen Hand, sondern nur und ausschließlich um die 

DarsTellung der unTerneh merischell LeisTullg der BIG und ARE gehan­

delt. Sofern in derartigen (Video-)Dokul1lt>nlaTionen neben al/deren 

A nwesenden insbesondere bei Eröffnullgsfeiem auch ober te Organe 

dargestellT werde/I, so eifolge diese Darstellullg (gegebenenfalls auell 

ein Interview) nicht in dessen Eigellselraft als politiseller Leistullgs­

träger. sondem als zivi/rechtlicher Leistullgsempjiinger, lIämlich als 

zufriedeller Ku nde der BIG und ARE. Zukünftig werde im Umgang mir 

zulässigen Abbildu ngen und IlIIerviews bei elltge/Tlic/lell VeröffenTIi­

el,ullgen noch STärkeres A ugenmerk a uf die Empfehlung des RH gelegt. 

11.4 Der RH verwies auf den klaren Wortlaut des § 3a Abs. 4 Medientranspa­

renzgesetz. nach dem es - neben anderen Rechtsträgern, die der Kon­
trolle des RH unterworfen sind - auch öffentlichen Unternehmen unter­
sagt ist, in ihrer audiovisuellen kommerziellen Kommunikation oder in 
ihren entgeltlichen Veröffentlichungen auf oberste Organe im Sinne von 

Art. 19 B-VG hinzuweisen. Damit haben entgeltliche Werbemaßnahmen 

der BIG und der ARE nicht nur keine bildliche Darstellung von Personen 
aus dem Kreis der obersten Organe im Sinne des Art. 19  B-VG, sondern 
auch keine Texthinweise, in denen der Name des konkreten Organes aus 
diesem Personenkreis genannt wird, zu enthalten. 

12.1 Wie in den TZ 5 und 7 dargestellt, gaben die BIG und die ARE im über­
prüften Zeitraum vollständige und richtige Meldungen an die Komm­
Austria ab. Demzufolge waren auch die errechneten Anteile der unter 

der gesetzlichen Bagatellgrenze liegenden Beträge an den Gesamtaus­
gaben nach Medientransparenzgesetz richtig. 
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Tabelle 3: Bagatell-Werbeaufträge und -ausgaben der BIG zum Zeitpunkt der Meldung 

Quartal Gesamtausgaben Summe der an Nicht lU SagateU- AnteU der 
nach Medien- die KommAustria meldende Werbeaufträge SagateIlbeträge 

transparenzgesetz gemeldeten SagateU- an den 
Nettogesamtent- beträge Gesamtausgaben 

gelte 

in EUR Anzahl in % 

03/2012 16.040,00 9 .000,00 7.040,00 5 44 

04/2012 32.387,13 11.755,00 20.632,13 11 64 

01/2013 5 .437,50 5 .437,50 5 100 

02/2013 6.027.50 6 .027,50 5 100 

03/2013 39.786,19 26 .773,19 13.013,00 6 33 

04/2013 53.651,05 36 .368,19 17.282,86 8 32 

01/2014 4.120,00 4.120,00 2 100 

02/2014 24.804,95 24.804,95 44 100 

03/2014 80.987,08 53.126,52 27.860,56 43 34 

S-- 20.241,40 U7.G22.1O lZ1.211,5O 129 48 

Quellen: BIG; RH 

Die jeweiligen Anleile der - nicht zu meldenden - Bagatellbeträge a n  

den Gesamtausgaben der B I G  schwankten zwischen 3 2  % 14. Quar-

tal 201 3) und 100 % (in vier Quartalen). Ihr durchschnittlicher Anteil 

an den Gesamtausgaben betrug in den überprüften neun Quartalen rd. 

46 %, das sind 1 26.21 8,50 EUR. 

Tabelle 4: Bagatell-Werbeaufträge und -ausgaben der ARE zum Zeitpunkt der Meldung 

Quartal Gesamtau5gaben Summe der an Nicht zu SagateU- Anten der 
nach Medien- die KommAustria meldende Werbeaufträge SagateUbeträge 

transparenzgesetz gemeldeten BagateU- an den 
Nettogesamtent- beträge Gesamtausgaben 

gelte 

in EUR Anzahl in % 

01/2013 160.592,05 129.760,11 30.83 1,94 13 19 

02/2013 2 .787,50 2 .787,50 2 100 

03/2013 6.640,00 5 .340,00 1.300,00 1 20 

04/2013 74.785,24 38 .264,90 36 .520,34 22 49 

01/2014 

02/2014 10.000,00 10.000,00 0 

03/2014 11.437,20 11.437,20 4 100 

su- 266.241," 113.365.01 12 .. 71 11 42 31 

Quellen: BIG; RH 
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Die jeweiligen Anteile der - nicht zu meldenden - Bagatellbeträge 

an den Gesamtausgaben der ARE schwankten zwischen 0 'lb (2. Quar­
tal 2014) und 100 'lb (2. Quanal 201 3  und 3. QuanaI 2014). lhr durch­
schniltl icher Anteil an den Gesamtausgaben betrug in den überprüf­
len sieben Quanalen rd. 3 1  'lb, das sind 82.876,98 EUR. 

Demnach betrug der Anleil der Bagatellbeträge in Gesamthöhe von 
209.095,48 EUR an den Gesamtausgaben nach dem Medientranspa­

renzgesetz in Höhe von 529.483,38 EUR des BIG-Konzems im über­

prüften Zeitraum 39,5 'lb. Auffallig war in diesem Zusammenhang, 
dass \ 7 \  von insgesamt 220 Werbeaufträgen der BIG und der ARE. 

das sind rd. 78 'lb der Werbeaufträge. unter der Bagatellgrenze lagen 
(siehe TZ 5). 

12.2 In Hinblick auf das Ziel des Gesetzes, Transparenz über die tatsäch­
lich geleisteten Entgelte für Werbeaufträge zu ermöglichen, wies der 

RH auf den hohen Anteil der nicht zu meldenden Bagatellbeträge an 

den Gesamlausgaben hin. 

13.1 Nach § 2 Abs. I Z 2 letzter Satz Medienrransparenzgesetz bezieht 
ich die Bekanntgabepnichl entgeltlicher Veröffentlichungen in peri­

odischen Druckwerken eines Medieninhabers auch auf entgeltliche 
Veröffentlichungen in den. dem periodischen Druckwerk angefügten 
Beilagen oder Sondenitel. 

Die BIG war Herausgeber des nicht-periodisch 16, in Auflagenhöhe von 
\ 6.000 Stück pro Ausgabe erscheinenden Printmediums _BIG Business 
- Das Magazin der Bundesimmobiliengesellschaft- (im Folgenden: BIG 
Business), das in einigen Ausgaben zahlreiche Hinweise auf und Abbil­

dungen von Personen aus dem Kreis des An. \9 B-VG enthielt. Sämt­
liche Ausgaben von BIG Business wurden gemeinsam mit dem perio­

dischen Printmedium Die Presse zur Veneilung gebracht. Im überprüften 

Zeitraum bezahlte die BIG dem Printmedium Die Presse für die Beile­
gung und den Versand von BIG Business einen Nenobetrag von ins­
gesamt rd. 39.000 EUR. Dieser Betrag setzt sich aus einem Nenobetrag 

von 3.579 EUR für \ 2.000 Stück Fremdbeilage und einem Nenobetrag 
von 5.973 EUR für den Versand von BIG Business an 3.500 Adressen 
zusammen. 

Gestützt auf eine unverbindliche Rechtsauskunft der KommAustria. 
vertrat die BIG die Auffassung. dass § 2 Abs. \ Z 2 Medientranspa­
renzgesetz. also die Bekanntgabepflicht. für Aufträge über entgelt-

U i  BIG Busin('Ss wird im Juni und im Dt:zt:mbtr (:in� Jahrn veröffentlicht. 
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liche Veröffentlichungen in periodischen Druckwerken und deren Bei­
lagen oder Sondeniteln gelte. Erfasst seien dabei jedoch nur Aufträge 

eines Rechtsträgers an einen anderen Medieninhaber. Das hieße, dass 

Aufwendungen, die ein Rechtsträger flir Medien hat, deren Inhaber er 

selbst ist, von vornherein nicht bekanntgegeben werden müssten, weil 
es diesfalls an einem deranigen Auftrag fehle. Ob es sich bei einem 

solchen Medium des Rechtsträgers im Einzelfall um ein periodisches 

oder nicht-periodisches Druckwerk, das einem periodischen Druckwerk 
beigelegt werde, handle, müsse in die em Fall gar nicht mehr beuneilt 
werden. Allfall ige Gelder, die flir die Beilegung des BIG Business zu 
einer Tage zeitung geleistet werden, müssten nicht bekanntgegeben 

werden, weil es sich dabei nicht um Gelder im Sinne de § 2 Medien­

transparenzgesetz handle, die flir Werbeschaltungen oder flir Veröffent­
lichungen an den Medieninhaber der Tageszeitung geleistet werden. 1 1 

Da BIG Business im Rahmen einer entgeltlichen Versandkooperation 
der BIG mit dem Medieninhaber von Die Presse nur dessen Printme­
dium angefligt werde, handle es sich nicht um eine entgeltliche Ver­
öffentlichung in einer Der Presse angefligten Beilage. 

Die BIG sah - ge tützt auf die Ausflihrungcn der KommAustria -

flir ihr Printmedium BIG Business keine Bekanntgabepflicht, weil sie 
selbst Medieninhaberin von BIG Business ist und sie dem Medienin­

haber von Die Presse keinen Auftrag eneilt hat, eine entgeltliche Ver­

öffentlichung in einer Beilage des Medieninhabers von Die Presse zu 

schalten. Sie meldete daher die Kosten flir Beilegung und Versand von 
BIG Business nicht an die KommAustria. 

1 3.2 Der RH verwies auf den Wonlaut des § 2 Ab . I letzter Satz Medien­
transparenzgesetz, der ausdrücklich alle, somit auch nicht periodi ch 

erscheinende Beilagen und Sondenitel in die Bekanntgabepflichten 
des Medientransparenzgesetzes einbezieht. In Hinblick auf das Ziel 
des Ge etzes, Transparenz über die tatsächlich geleisteten Entgelte flir 
Werbeaufträge zu schaffen, wies der RH kritisch darauf hin, dass sich 

durch diese bei der Beilage BIG Business gewählten Vorgangsweise 
eine unbegrenzte Möglichkeit eröffnet, mit - von der KommAustria 
als solche bezeichneten - _allfälligen Geldern-, die flir die Beilegung 
eines eigenen Printmediums zu einer Tageszeitung geleistet werden, 

Werbungen bzw. Förderungen über ein periodisches Medium abzuwi­

ckeln. Bei einer deranigen Vorgangsweise entsteht weder eine Bekannt­
gabepflicht, noch müssen die inhaltlichen Vorgaben des Medientrans­
parenzrechts - etwa das Kopfverbot - eingehalten werden. 

17 Zur SC'llxn Ansiehl gt'langen auch FthC'rIOuo/SIC'indl. Medit'nlranspart'nzgtlttz (201 ))2, 
S. 14 f. 
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14 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

R 

H 

( 1 )  Die vertragliche Kennzeichnungsverpflichtung nach § 2 der 

Richtlinien des Bundes bei Werbeaufträgen und Medienkooperati­
onen der BIG wäre nachwei lieh zu erfüllen und insbe onders auf 
ihre Einhaltung durch das beauftragte Medium zu achten. (TZ 9) 

(2) Bei künftigen Werbemaßnahmen der BIG und der ARE wäre das 
Kopfverbot zu beachten. (TZ 1 1 )  
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Anhang A: Quartalsmeldungen der Bundesimmobiliengesell­

schaft m.b.H.  und der ARE Austrian Real Estate 

GmbH an die KommAustria 

Anhang B: Entscheidungsträger des überprüften 

Unternehmens 
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Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medlenkooperatfonen) 

Immobilien Magazin 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Immobilien Magazin 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

in EUR 

9.000,00 

in EUR 

11.755,00 

leermeldung 

���=Z:::���::::J 
Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

leermeldung 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

leermeldung 

Bek.anntgabe § 4 (Förderungen) 

leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Die Presse 

Immobilien Magazin 

Salzburger Fenster 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperatfonen) 

Die Presse 

Kronen Zeitung 

Kurier 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

leermeldung 

Bek.anntgabe § 4 (Förderungen) 

leermeldung 

in EUR 

13.773,19 

6 .000,00 

7.000,00 

in EUR 

13.773,19 

10.695,00 

11.900,00 
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Fortsetzung: Quartalsmeldungen der Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. an die KommAustria 
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Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Die Presse 

Kronen Zeitung 

Kurier 

Succeed 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

Leermeldung 

in EUR 

19.952,64 

14. 773,88 

12.500,00 

5.900,00 
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Quartalsmeldungen der ARE Austrian Real Estate GmbH an die KommAustria 

(Gründung: Jänner 2013) 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Orf online 

Gewinn 

Immobilieninvestment Österreich 

Immobilienmagazin 

Kurier 

Presse 

Standard 

Trend 

Wirtschaftsblatt 

Kleine Zeitung 

Bekanntgabe § 4 (förderungen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeauftrige und Medienkooperationen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 4 (förderungen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeauftriige und MedienkooperatIonen) 

Der Standard 

Bekanntgabe § 4 (förderungen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Der Standard 

Die Presse 

Kronen Zeitung 

www.orf.at 

Bekanntgabe § 4 (förderungen) 

Leermeldung 
1 Von der KommAustria nicht veröffentlicht. 

330 

in EUR 

7.202,83 

10.329,20 

5.066,00 

8.319.37 

17.2 15.55 

2 1.045.85 

18.464.29 

11.990.60 

15. 130.17 

9 .000,00 

in EUR 

5 .340,00 

in EUR 

6.390,00 

5. 100,00 

21.390.00 

5.384,90 
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Fort5etzung: Quartal5meldungen der ARE AU5trian Real E5tate GmbH an die KommAu5tria 
(Gründung: Jänner 2013) 

Bund 2015/8 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Immobilien Magazin 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 2 (Werbeaufträge und Medienkooperationen) 

Leermeldung 

Bekanntgabe § 4 (Förderungen) 

Leermeldung 

in EUR 

10.000,00 
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AN HANG B 

Entscheidungsträger 

des überprüften Unternehmens 

Anmerkung: 

w 
ANHANG B 

Entscheidungsträger 

im Amt befIndliche Enlscheidungsträger in Blaudruck 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Geschäftsführung 
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Bundesimmobiliengeseltschaft m.b.H. 

Mag. Michaela STEINACKER 
( 1 6. Dezember 2008 bis 22. November 201 3) 

Christi ne MAREK 
(seit 1 6. Dezember 201 3) 

Dipl.-Ing. Horst PÖCHHACKER 

(6. Juni 2007 bis 1 3. August 2014) 

Dipl.-Ing. Christoph STADLHUBER 
( I .  Jänner 2003 bi 1 6. Mai 201 1 )  

Dipl.-Ing. Wolfgang GLEISSNER 

(seit 1 7. Mai 2006) 

Dipl.-Ing. Hans-Peter WEISS 
(seit I .  Juni 201 1 )  
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Wien, im Juni 201 5 

Der Präsident: 

Dr. Joser Moser 

Bund 2015/8 3 3 5  
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Bisher erschienen: 

Reihe Bund 201 5/ I 

Reihe Bund 201 5/2 

Reihe Bund 201 5/3 

Reihe Bund 201 5/4 

Reihe Bund 201 5/5 

Bericht des Rechnungshofes 
- EU-Finanzbericht 201 2  

- Liegenschaftsverkauf Schloss Reifnitz 
- Schulversuche 
- UnIerstützungsinstitut der Bundespolizei 

Bericht des Rechnungshofes 
- Wirkungen rechtlicher und personalwirtschaftlicher Maßnahmen auf 

das Pensionsantrittsalter in ausgewählten Ressorts 
- Umbau des Palais Kaunitz für die Anti-Korruptionsakademie ( IACA) in 

Laxenburg 
- Steuerung und Qualitätssicherung in gerichUichen Strafverfahren am 

Beispiel ausgewählter Gerichte 

Bericht des Rechnungshofes 
- Oesterreichische Nationalba nk - Gold- und Pensionsreserven. 

Jubiläumsfonds sowie Sozialleistungen 
- Liegenschaftstransaktionen der Landwirtschaftlichen Bundesversuchs­

winschaften GmbH mit der Republik Österreich. der Stadt Wien und 
der Wirtschaftsagentur Wien 

- Gemeinsame Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben (GPLA); 
Follow-up-Überprüfung 

- Standortentwick.lung der Zentralleitung des Bundesministeriums für 
Finanzen und Generalsanierung des Standorts Himmelpfortgasse 6 - 8;  
Follow-up-Überprüfung 

- Gendergesundheit in Österreich 
- Versorgung von Schlaganfallpatienten in der Steiermark; 

Follow-up-Überprüfung 
- Fonds zur Finanzierung der In-vitro-Fertilisation 
- Medientransparenz im MuseumsQuanier 

Bericht des Rechnungshofes 
- Pensionsrecht der Bediensteten der ÖBB 
- Bundesimmobiliengesellschafl m.b.H.; Follow-up-Überprüfung 
- Landesstudios des Österreichischen Rundfunks 

Bericht des Rechnungshofes 
- HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG: Verstaatlichung 
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Reihe Bund 201 5/6 

Reihe Bund 201 5/7 

Bericht des Rechnungshofes 

R 

H 

- Internes Kontrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressons 

BMVIT und BMWFW 
- Technische Universität Wien - Finanzsituation 

- Österreichische Patentamt ; Follow-up-Überprüfung 

- Akademisches StanUp Netzwerk Oberösterreich (ako tan oö) 

Bericht des Rechnungshofes 
- Haftungsobergrenzen im Bereich der Länder und Gemeinden 
- FFG und FWF - Interne Kontrollsysteme 
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